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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Der Bundesrat hat im September das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung
des Terrorismus unterzeichnet. Dieses sieht vor, dass auch vorbereitende Handlungen,
wie das Anwerben und Ausbilden von Terroristen und die öffentliche Aufforderung zu
terroristischen Handlungen, bestraft werden. Dafür muss in der Schweiz allenfalls eine
Strafbestimmung eingeführt werden, die das Vorfeld einer geplanten terroristischen
Straftat abdeckt. Das EJPD wird eine Botschaft für die Umsetzung des Übereinkommens
ausarbeiten. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.06.2012
NADJA ACKERMANN

Im Oktober 2015 unterzeichnete der Bundesrat als Erweiterung zum Übereinkommen
des Europarats zur Verhütung des Terrorismus das dazugehörige Zusatzprotokoll, das
Reisen für terroristische Zwecke sowie entsprechende Finanzierungs- und
Unterstützungshandlungen unter Strafe stellt. Durch das Bundesgesetz über das Verbot
der Gruppierungen «Al-Qaïda» und «Islamischer Staat» sowie verwandter
Organisationen ist die Beteiligung an sowie die Unterstützung und Förderung von
terroristischen Organisationen in der Schweiz bereits strafbar. Darüber hinaus wolle
der Bundesrat in Umsetzung des Zusatzprotokolls nun auch die Anwerbung und
Ausbildung von Terroristen unter Strafe stellen sowie einen eigenen Straftatbestand für
terroristisch motiviertes Reisen und dessen Finanzierung prüfen, gab er per
Medienmitteilung bekannt. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.10.2015
KARIN FRICK

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage zur Verstärkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität in die
Vernehmlassung, die unter anderem das Übereinkommen und das Zusatzprotokoll des
Europarats zur Verhütung des Terrorismus im Schweizer Recht umsetzen wird.
Zusammen mit der Vorlage zu präventiven polizeilichen Massnahmen und dem
Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und
gewalttätigem Extremismus, der Präventionsmassnahmen in allen
Gesellschaftsbereichen beinhaltet, bildete die vorliegende Anpassung des Strafrechts
die Grundlage, damit Justiz und Polizei die Gefahr eines terroristischen Anschlags in
der Schweiz besser vermindern können.
Mit dem Entwurf wollte der Bundesrat erstens das Verbot, Terroristinnen und
Terroristen anzuwerben und auszubilden sowie Reisen mit dem Ziel einer
terroristischen Straftat – sogenannte Dschihadreisen – anzutreten, das bisher im
befristeten Bundesgesetz über das Verbot der Gruppierungen «Al-Qaïda» und
«Islamischer Staat» sowie verwandter Organisationen verankert war, in Form einer
neuen Strafbestimmung ins ständige Recht überführen. Zweitens sollte in Erfüllung der
Motion 15.3008 die Bestimmung gegen organisierte Kriminalität (Art. 260ter StGB), die
bisher vor allem gegen mafiöse Organisationen gerichtet war, auch auf terroristische
Organisationen zugeschnitten werden, indem die Kriterien für das Vorliegen einer
kriminellen bzw. terroristischen Organisation angepasst werden. Damit einhergehen
sollte auch eine Erhöhung des entsprechenden Strafmasses von aktuell fünf auf neu
maximal zwanzig Jahre Freiheitsstrafe. Drittens sollte das Organisationsverbot von Art.
74 NDG so angepasst werden, dass die Strafandrohung mit jener des befristeten
Bundesgesetzes über das Verbot von «Al-Qaïda» und dem «Islamischen Staat»
übereinstimmt und die Strafverfolgung in die Zuständigkeit des Bundes gelegt wird.
Viertes Ziel war die Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit in der
Rechtshilfe und bei der Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung. So wollte der
Bundesrat einerseits die internationale Rechtshilfe beschleunigen, indem unter
gewissen Voraussetzungen eine vorzeitige Übermittlung von Informationen und
Beweismitteln – d.h. ohne dass die betroffene Person informiert wird und damit
Beschwerde erheben könnte – ermöglicht werden sollte. Ausserdem sollte die
Einsetzung gemeinsamer Ermittlungsgruppen im Rechtshilfegesetz geregelt werden.
Andererseits wollte er die Kompetenzen der Meldestelle für Geldwäscherei
dahingehend erweitern, dass sie auch ausländische Informationen über kriminelle
Gelder verarbeiten darf, ohne dass eine Verdachtsmeldung von der betroffenen
Schweizer Bank vorliegen muss.

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.06.2017
KARIN FRICK
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Neu sollte bereits die Unterstützung einer kriminellen oder terroristischen
Organisation, und zwar ohne Zusammenhang zu einer innerhalb der Organisation
begangenen Straftat, unter Strafe gestellt werden. Die ideologische Unterstützung oder
die blosse Zugehörigkeit zu einer kriminellen oder terroristischen Organisation, wie von
den kantonalen Strafverfolgungsbehörden und der Bundesanwaltschaft gefordert,
wollte der Bundesrat dagegen nicht verbieten. Die Regierung lehne ein
Gesinnungsstrafrecht ab, wurde Justizministerin Simonetta Sommaruga in der Presse
zitiert. Dennoch sei die Botschaft klar, so Sommaruga weiter: «Die Schweiz ist kein
sicherer Hafen für Terroristen und ihre Unterstützer.» 3

Innere Sicherheit

Der Bundesrat beantragte dem Parlament im Weiteren, die nach den Terroranschlägen
in den USA im September 2001 vorgenommenen Veränderungen im Europäischen
Übereinkommen zur Bekämpfung des Terrorismus zu genehmigen. Die in einem
Protokoll festgehaltenen Revisionen gegenüber der Version von 1977 betreffen vor allem
eine Ausweitung der Definition der als Terrorismus bezeichneten strafbaren
Handlungen. Darunter sollen grundsätzlich auch solche fallen, die von ihren Autoren
politisch begründet werden. Der ursprünglich von der Schweiz gemachte Vorbehalt,
Auslieferungen unter Umständen abzulehnen, wenn die terroristische Straftat politisch
motiviert war, widerspricht dieser neuen Definition und soll deshalb fallen gelassen
werden. Als Grund für die neue Begriffsbestimmung gab der Bundesrat die besondere
Verwerflichkeit terroristischer Akte an, welche sich meist absichtlich gegen unbeteiligte
Zivilisten richten. Eine Auslieferung in ein Land, in dem das Risiko von Folter oder
Todesstrafe besteht, ist aber auch im neuen Übereinkommen nicht vorgeschrieben, da
dies dem rechtlich höher stehenden Menschenrecht widerspricht. In diesem Fall
müsste aber die Schweiz selbst eine Strafverfolgung durchführen. Die neuen
Regelungen verlangen keine Anpassung der schweizerischen Gesetzgebung. Der
Nationalrat stimmte dem Übereinkommen als Erstrat gegen den Widerstand der
Grünen zu. Diese protestierten mit ihrem Nichteintretensantrag dagegen, dass gemäss
der neuen Definition terroristische Akte grundsätzlich nicht als politische – und damit
unter Umständen legitime – Kampfmittel anerkannt werden. In der Detailberatung
wurde ein auch von der Mehrheit der SP unterstützter Antrag abgelehnt, den bisherigen
schweizerischen Vorbehalt bezüglich Nichtauslieferung politisch motivierter
Terroristen explizit beizubehalten. In der Gesamtabstimmung, die mit 116 zu 17 Stimmen
deutlich ausfiel, lehnten die geschlossenen Grünen und die extreme Linke das
Übereinkommen ab, während sich eine starke Minderheit der SP der Stimme enthielt. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.10.2005
HANS HIRTER

Nach der grossen Kammer hiess auch der Ständerat die Änderung des Europäischen
Übereinkommens zur Bekämpfung des Terrorismus gut. Er tat dies einstimmig und
diskussionslos. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.03.2006
HANS HIRTER

Nach den Terroranschlägen in den USA vom 11.9.2001 hatte der Bundesrat mit den USA
eine Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus und seiner Finanzierung
vereinbart (so genanntes Operative Working Arrangement, OWA). Am 12. Juli des
Berichtsjahres schloss die Schweiz mit den USA ein Abkommen über die polizeiliche
Zusammenarbeit in diesem Bereich ab, und der Bundesrat beantragte dem Parlament
dessen Genehmigung. Dieses ersetzt das OWA und ergänzt den Staatsvertrag über die
gegenseitige Rechtshilfe aus dem Jahre 1973. 6

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.09.2006
HANS HIRTER

Das Parlament hiess das im Vorjahr von der Landesregierung mit den USA
abgeschlossene Übereinkommen über eine Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des
Terrorismus und seiner Finanzierung gut. Im Nationalrat, der das Geschäft zuerst
behandelte, hatten die Grünen einen Nichteintretensantrag gestellt. Da die USA bei der
Bekämpfung des Terrorismus die Menschenrechte nicht einhalten und in Gefängnissen
wie Guantanomo die Folter einsetzen würden, dürfe die Schweiz in diesem Bereich
nicht mit diesem Staat zusammenarbeiten. Die Fraktionssprecherin der SP bekundete
für diese Argumente der Grünen grosses Verständnis. Sie beantragte, auf das
Abkommen, gegen das man materiell an sich nichts einzuwenden habe, zwar
einzutreten, die Beratungen aber zu sistieren, bis die USA den Nachweis erbracht
haben, dass sie ihre Politik geändert haben und alle rechtsstaatlichen und
menschenrechtlichen Vorgaben erfüllen. Der grüne Nichteintretensantrag wurde mit

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER
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146 zu 26 und der sozialdemokratische Sistierungsantrag mit 111 zu 60 Stimmen
abgelehnt. Der Nationalrat nahm das Übereinkommen anschliessend gegen die Stimmen
der Linken an. Auch im Ständerat, der in der Schlussabstimmung das Übereinkommen
mit 33 zu 3 Stimmen bei 6 Enthaltungen verabschiedete, äusserten Bonhôte (sp, NE)
und Marty (fdp, TI) Kritik an den Ermittlungsmethoden der USA. 7

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Quelques jours plus tard, après plusieurs séances extraordinaires consacrées à la crise
du Golfe, le Conseil fédéral a pris le contre-pied des déclarations de son secrétaire
d'Etat aux affaires étrangères et s'est prononcé pour une neutralité stricte, exprimant
ainsi sa fidélité à une application traditionnelle du droit de neutralité, codifié dans le
traité de la Haye (1907). Le Conseil fédéral a justifié sa décision comme suit: il faut
distinguer sanctions économiques et autorisation de survol; le conflit du Golfe peut
toujours se transformer en un conflit entre deux Etats; le maintien de la stricte
neutralité réduit les risques de terrorisme; une telle position de la Suisse augmente ses
chances de pouvoir jouer un rôle d'intermédiaire et, enfin, le cas de l'Autriche est
différent car elle est membre de l'ONU. Tous les partis gouvernementaux ont approuvé
la position du Conseil fédéral; cependant le porte-parole du Parti radical a estimé que
la position de stricte neutralité était en contradiction avec l'adoption des sanctions
économiques contre l'Irak. 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.01.1991
ANDRÉ MACH

Beziehungen zur EU

Suite aux attentats new-yorkais, et au terme d’une Conférence européenne élargie à 40
pays, la Suisse a adhéré à une coalition contre le terrorisme visant à élargir le
mouvement de solidarité avec les Etats-Unis et à afficher un soutien aux actions
militaires en Afghanistan. Commentant cette adhésion, Joseph Deiss a insisté sur
l’importance de ne pas sacrifier à la lutte contre les terrorisme les principes essentiels
du respect des droits de l’homme. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.10.2001
FRANÇOIS BARRAS

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Au mois de novembre, le Conseil fédéral a proposé l’adoption de la Convention du
travail maritime de l'OIT et les modifications légales y relatives. Au vu des multiples
conventions obsolètes, l'OIT a élaboré une convention du travail maritime protégeant
1,2 millions de gens de mer. Le Conseil fédéral a estimé qu'en ratifiant cette
convention, le parlement suisse soutenait son économie, facilitait la libre circulation
des importations et des exportations de marchandises et garantissait
l'approvisionnement du pays. La commission fédérale tripartite pour les affaires de
l'OIT a également recommandé de ratifier ladite convention. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.11.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Les sanctions contre le terrorisme ont fait l’objet d’une initiative au Conseil de
sécurité de l’ONU. La Suisse et 10 autres Etats ont proposé au Conseil de sécurité de
renforcer la protection des droits de l’homme dans le cadre des sanctions imposées
contre Al-Qaida. Selon les initiateurs, la mise en œuvre d’une meilleure protection des
droits de l’homme passe par un renforcement du rôle du Bureau du médiateur auquel
s’adressent les personnes touchées par les sanctions. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.11.2012
EMILIA PASQUIER

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Zwischenstaatliche Beziehungen

L’ambassadeur américain a été convoqué par les autorités suisses. La position
helvétique, similaire à celle de l’UE, concernant les prisonniers talibans et ceux du
réseau terroriste international Al-Qaida détenus sur la base américaine de
Guantanamo, lui a été exposée. L’importance accordée à l’application du droit
humanitaire à ces détenus a été soulignée. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.01.2002
ROMAIN CLIVAZ

Le conseiller fédéral Samuel Schmid s’est rendu à Salt Lake City pour représenter le
gouvernement lors de la cérémonie d’ouverture des Jeux Olympiques d’hiver. Il a
ensuite rencontré, à Washington, le suppléant du ministre de la défense, Paul
Wolfowitz, pour un échange d’opinions sur le terrorisme international et a souligné que
la Suisse oeuvrait avant tout en contrôlant de manière stricte sa place financière. Il a
également rappelé la position de la Suisse concernant les détenus de Guantanamo et
s’est finalement entretenu, à New York, avec le Secrétaire général des Nations Unies
Kofi Annan. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.02.2002
ROMAIN CLIVAZ

En janvier, un couple de Suisses a été pris en otage au Mali par le groupe Al-Qaïda au
Maghreb islamique. L’un d’eux a été libéré en avril, l’autre a été libéré en juillet après
l’exécution d’un otage britannique. Le DFAE a remercié la médiation du président
malien, Amadou Toumani Touré. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.07.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Didier Burkhalter a participé, sur invitation du secrétaire d’Etat américain John Kerry à
la conférence sur la lutte contre l’extrémisme violent qui s'est tenu le 19 février à
Washington. Il a été question de trouver des mesures politiques afin d'éviter que des
jeunes tombent entre les mains de groupes terroristes. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.02.2015
CAROLINE HULLIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

La Suisse a adhéré au début du mois de janvier à l’Association européenne des
autorités de surveillance pour la protection des installations nucléaires (ENSRA)
contre le sabotage. Fondé par huit pays, cet organisme vise à renforcer l’échange
d’informations. Les pays signataires ont aussi comme objectif de développer une
pratique européenne pour l’application de mesures de protection. Ils s’étaient réunis
peu après les attentats du 11 septembre 2001 pour échanger des informations de
manière informelle. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.01.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Verkehr und Kommunikation

Schiffahrt

Le travail de la Commission internationale de protection des eaux pour le lac de
Constance (IGKB) a abouti. En effet, après approbation du Conseil fédéral, ainsi que des
exécutifs de Vienne et de Bonn, des prescriptions sur les gaz d'échappement doivent
être introduites en 1992. Ainsi, dès 1993, les moteurs à deux temps devront être
équipés d'un catalyseur sur le lac de Constance. Dès 1996, des prescriptions renforcées
entreront en vigueur, et les moteurs à quatre temps seront également assujettis au
catalyseur. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a publié un message relatif à une modification de l'arrêté fédéral
portant sur les mesures d'assainissement structurel de la flotte dans la navigation
rhénane. Selon le projet de l'exécutif, l'arrêté concerné doit être modifié afin
d'autoriser le gouvernement à financer par des contributions publiques, et non plus
uniquement par des prêts sans intérêts, l'action menée conjointement avec les autres
Etats riverains visant à supprimer les surcapacités existantes au sein de la navigation

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.12.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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rhénane. Aux yeux du Conseil fédéral, refuser de financer par des fonds publics
prétériterait grandement les bateliers helvétiques, qui, devant assumer sans
subventions étatiques les frais d'élimination des bateaux excédentaires, seraient
désavantagés par rapport à leurs concurrents allemands, français, belges et hollandais.
Parallèlement à la modification de l'arrêté concerné, le message du gouvernement
comprend également un projet d'arrêté simple débloquant un montant de CHF 4
millions pour le financement des mesures d'assainissement. Ce montant est
proportionnel à la taille de la flotte suisse naviguant sur le Rhin. Lors de sa session
d'hiver, le parlement a très facilement adopté les deux arrêtés. 18

Le Conseil fédéral a transmis au parlement un message concernant le protocole
additionnel n° 5 à la Convention révisée pour la navigation du Rhin. Ce protocole a été
signé en avril par les Etats membres de la Commission centrale pour la navigation du
Rhin, soit l'Allemagne, la Belgique, la France, les Pays-Bas et la Suisse. La
réglementation s'inscrit dans le prolongement des mesures temporaires
d'assainissement structurel mises en œuvre entre 1989 et 1999. Le protocole n° 4 qui a
introduit ces mesures d'assainissement expirera à fin 1999. Il est apparu nécessaire de
prolonger jusqu'en avril 2003 la règle dite du «vieux pour neuf» afin de mettre fin
graduellement à l'action d'assainissement structurel. Cette règle oblige les
propriétaires de bateaux, avant de mettre en service la nouvelle cale, à détruire un
certain volume de l’ancienne ou à payer une contribution assez élevée. L'extinction
soudaine de l'obligation de verser une contribution pour toute mise en service de cale
supplémentaire se traduirait par une diminution importante du prix d'achat des
bateaux, risquant d'inciter les bateliers à accroître à nouveau leur flotte. Les Etats
concernés sont tenus chacun de créer et d'administrer un «fonds de la navigation
intérieure» alimenté par les contributions spéciales versées par les bateliers. Le
protocole entrera en vigueur dès le 1er janvier 2000.

Aux Chambres, l’objet a été accepté selon la procédure d’urgence lors de la session
d’hiver. L’arrêté approuvant le protocole additionnel et la loi fédérale urgente s’y
rapportant ont été acceptés à l’unanimité par les deux conseils. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.12.1999
LAURE DUPRAZ

Le Conseil fédéral a décidé de présenter au parlement le message relatif à la
ratification du Protocole additionnel no 6 à la Convention révisée pour la navigation du
Rhin. Ce dernier permet de tenir compte de l'évolution du système répressif dans les
différents Etats membres de la Commission centrale pour la navigation du Rhin (CCNR).
Il s'agit notamment d'instaurer une répression plus sévère des infractions aux
dispositions relatives à la protection de l'environnement et plus conforme aux normes
nationales correspondantes. Le Conseil des Etats l'a approuvé. 20

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.11.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la ratification d’une convention et à
l’amendement d’une convention ainsi qu’à l’adhésion à deux protocoles de révision de
l’ONU visant à combattre les actes terroristes contre la sécurité nucléaire et maritime.
Les chambres ont adopté les quatre projets tels que présentés par le gouvernement,
sans discussion, ni opposition. 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.06.2008
NICOLAS FREYMOND

Au mois de mai, le Conseil fédéral a présenté son message concernant la Convention de
l’ONU du 10 décembre 1982 sur le droit de la mer et l’Accord du 28 juillet 1994 relatif à
l’application de la partie XI de la Convention sur le droit de la mer. Les chambres ont
adopté cet objet sans discussion au cours de l’année sous revue. 22

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Die revidierte Bodensee-Schifffahrtsordnung (BSO), welche von der Internationalen
Schifffahrtskommission für den Bodensee (ISKB) im Herbst 2011 verabschiedet worden
war, konnte nicht wie vorgesehen am 1. Mai 2012 in Kraft treten. Der Grund dafür war
verfahrenstechnischer Art: Es hatte sich herausgestellt, dass die neue BSO durch einen
Mitgliedstaat bei der EU notifiziert werden muss. Die EU wird prüfen, ob die neue BSO
mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar ist. Die Schweiz wird ebenfalls eine solche
Überprüfung vornehmen. Die ISKB hielt, ein positives Ergebnis des
Notifikationsverfahrens vorausgesetzt, den 1. Januar 2013 für den frühestmöglichen
Termin der Inkraftsetzung. Die bisherige BSO bleibt bis zum Inkrafttreten der neuen

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.02.2012
NIKLAUS BIERI
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gültig. 23

Luftfahrt

À l’approche du Championnat d’Europe de football 2008, le parlement a approuvé sans
discussion l’Accord entre la Suisse et l’Autriche relatif à la collaboration en matière
de sûreté aérienne contre les menaces non militaires. Identique à l’accord avec
l’Allemagne ratifié l’année précédente, le contenu de celui-ci prévoit notamment
l’échange systématique de renseignements entre les deux pays et l’amélioration de
leurs capacités d’intervention respectives face à une menace concrète. 24
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